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Wird einem Antragsteller vorn EPA mitgeteilt, dag er die 
Begrundung für eine Wiedereinsetzung bis zu einem bestimmten 
Zeitpunkt einreichen kann, so kann sich der Antragsteller nach 
dem anerkannten Grundsatz des Vertrauensschutzes darauf 
verlassen. 

Die Begründung eines WiedereinsetzungsantragS kann auch 
nach Fristablauf erg&nzt werden, sofern die Erganzung eine 
Vervol1stndigung des fristgemen Vorbringens darstellt, also 
das ursprUngliche Wiedereinsetzungsbegehren nicht auf eine neue 
Basis gestelit wird. 
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Sachverhalt und Anträge 

I. 	Die europische Patentanmeldung 92 110 521.9 wurde am 

Juni 1992 eingereicht. In Feld 25 des Erteilungs-

antrags (Form EPA 1001.2) sind zwei Prioritäten yarn 

Juni 1991 und eine Prioritãt vom 29. Juni 1991 unter 

Angabe von Staat, Anrneldetag und Aktenzeichen der 

Voranmeldung beansprucht. Ferner enthält Feld 25 in einer 

weiteren Zeile den Zusatz Nr. des Patentes wird 
nachgereicht". 

II. 	Mit Beschejd vom 23. November 1992 (Formblatt 1111) wurde 

der Anmelder von der Eingangsstelle aufgefordert, die 

fehienden Abschriften der Prioritátsanmeldungen innerhaib 

von 2 Monaten nach Zustellung der Mitteilung 

einzureichen. Mit Schrejben vom 1$. Januar 1993 bat der 
Anmelder urn Information, "ob er noch et - ias beibrin: 

müsse'. Darauf wurde ibm u. a. Formbiatt 1111 mi Fax 

erneut Qbersandt. Auf semen am 27. Januar 199 

eingegangenen Antrag wurde die Frist urn 2 Monaie 

ver1ngert. In zwei weitereri Antrgen, eingegangen am 

29. März und 23. April 1993, berief sich der Anmelder 

darauf, daS er die Prioritatsbelege vorn Deutschen 

Patentarnt noch nicht erhalten habe. Die Frist wurde 

antragsgernaf, erneut urn jeweils einer. Monat verlangerc. 

Mit Schreiben vom 8. Juni 1993, eingegangen am 

10. Juni 1993, reichte der Anrnelder die Prioritãtsbelege 

em, und zwar drei Prioritatsbelege für die in Feld 25 

des Erteilungsantrags ausdrücklich genannten Anmeldungen 

und einen weiteren Priorittsbe1eg für die in Deutschland 

am 29. Juni 1991 eingereichte Anmeldung P 41 21 682.2. 

III. Durch Mitteilung der Eingangsstelle nach Regel 69 (1) EPU 

yam 30. Juni 1993 wurde der Anmelder davon unterrichte, 

dag die vier Priorittsanspruche erloschen seien, weil 

die Prioritãisbelege nicht inneha1b der Frist 

eingereicht worden seien. 

3280.D 	 . . .1... 



- 2 - 	J 0005/94 

IV. 	Mit Schreiben vom 5. Juli 1993, eingegangen am 

7. Juli 1993, beantragte der Anmelder Weiterbehandlung 

und Wiedereinsetzung, da er trotz Anrnahnung die 

Priorittsbe1ege zu spat yam Deutschen Patentarnt erhalten 

habe, zwei GebQhren von je DEM 150.-- zahite er am 

22. Juli 1993. 

V. 	Mit Bescheid yam 21. Juli 1993 wurde er über die 

Erfordernjsse eines Wiedereinsetzungsantrags 

unterrichtet. Er wurde darauf hingewiesen, daf, die zur 

Begrundung dienenden Tatsachen glaubhaft zu machen seien, 

wobei beispielhaft eine Begrundung dafUr genannt wurde, 

warurn das Deutsche Patentamt die besteliten 

Priorittsbe1ege nicht geliefert hatte. Mit Fax yam 

19. und 21. August 1993 berief sich der Anmelder darauf, 

er habe das Deutsche Patentamt mit Schreiben yam 

23. April und 7. Mai 1993 an seine 33estellung yam 
29. März 1993 erinnert, habe die Priorittsbe1ege aber 

erst am 25. Mai 1993. per Nachnahine erhalten. Zu diesem 

Zeitpunkt sei er aufgrund von Nierenkoliken und einer 

Kiefervereiterung nicht in der Lage gewesen, zu 

.L. e Ga g J 	I1 

Vi. 	Die Eingangsstelle unterrichtete den Anmelder mit 

Mitteilung vorn 3. September 1993, sie beabsichtige, den 

Wiedereinsetzungsantrag zuruckzuweisen, da die Begrundung 

nicht erkennen lasse, dag er alle gebotene Sorgfalt 

beachtet habe. Er habe insbesondere von Ende November bis 

Ende Mrz nichts unternorornen, urn die Priorittsbe1ege zu 

bestellen. Die geltend gemachten Krankheiten seien weder 

belegt noch ein Grund, die \Jersendung der Prioritts-

unterlagen zu verschieben. Mit Fax vom 29. Oktober 1993 

legte der Anrnelder eine zahnärztliche Arbeitsun- 

fähigkeitsbescheinjgung für die Zeit vorn 21. Mai bis 

10. Juni 1992 var. 

3280.D  
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Mit Entscheidung yam 3. Dezernber 1993 hat die 

Eingangsstelle den Antrag auf Wiedereinsetzung in den 

vorigen Stand im wesentlichen aus den Gründen des 

Zwischenbeschejds zuruckgewiesen und die 

Prioritatsanspruche für erloschen erk1.rt. 

Mit Fax yam 23. Dezernber 1993 legte der Anmelder 

Beschwerde em, mit der er semen Wiedereinsetzungsantrag 

weiter verfolgt; die Beschwerdegebuhr entrichtete er am 

20. Januar 1994. In der am 28. Marz 1994 eingegangenen 

Beschwerdebegrundung erganzte er semen bisherigen 

Sachvortrag dahingehend, dag er am 18. Januar 1993 bei 

der Eingangsstelle angefragt habe, ob noch etwas 

beizubringen sei, da aus dern BQro seiner Sekretärin Akten 

enwendet worden seien. Daher habe er erst seit Zusendung 

der Faxe vom 28. Januar 1993 gewuft, 'was versäumt worden 

war". Nach der beantragen Fristver1ngerung habe seine 

Sekretarin am 5. Februar 1992 telefonisch die 

Prioritasbe1ege beim Deutschen Patentamt angefordert und 

am 29. Marz 1993 deren Fehien festgestellt. Darauf habe 

er angeordnet, diese schriftlich zu bestellen. 

Durch Zwischenbescheid des Berichterstatters vom 

26. Mai 1994 wurde der Beschwerdefuhrer auf LQcken und 

Unklarheiten in seinem bisherigen Vcrbringen hingewiesen. 

In semen Erwiderungen yam 6. Juli und 18. August 1994 

trug er im wesentlichen folgendes var: 

(a) 	Die Aufforderung zur Einreichung der 

Prioritatsbelege habe er nach deren Eingang seiner 

Sekretrin zur Erledigung ubergeben. Als er irn 

Januar nach der Akte verlangt habe, sei diese 

nicht auttindbar gewesen. Dies habe zu seiner 

Ant rage beim EPA vom 18. Januar 1993 geführt. 

Nachdem er die Kopie des Bescheids vom 

23. November 1992 am 28. Januar 1993 erha1en 

habe, habe seine Sekretarin mündlich beim 

3280.D 	 . . .1... 
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Deutschen Patentamt die Prioritatsbelege bestelit. 

Nachdern diese nicht eingetroffen waren, seien sie 

am 29. März mit Fax besteilt und am 10. Mal 1994 

nochrnals mit Fax angemahnt worden. Als die Belege 

eingetroffen seien, sei er mit 40,2° Fieber im 

Bett gelegen. Als er nur einigermafen wieder auf 

den Beinen gewesen sei, habe er sofort die 

Dokumente abgesandt. 

(b) 	Dieser Sachverhalt ist durch die Vorlage der 

schriftlichen Bestellung der Prioritäisunterlagen 

sowie der Erinnerung, deren Eingang vom Deutschen 

Patentamt besttigt sind, belegt und durch Vorlage 

einer eidesstattljchen Versicherung der Sekretãxin 

glaubhaft gemacht. 

Ent scheidungsgründe 

Die zu1ssige Beschwerde ist begrundet. 

Die Eingangsstelle hat das Schreiben vom 5. Juli 1993 

zutreffend als Wiedereinsetzungsantrag ausgelegt. Em 

Weiterbehandlungsantrag ware nicht statthaft gewesen, da 

die Versumung der Frist nicht eine der in 

Artikel 121 (1) EPU vorgesehenen Rechtsfolgen ausgelOsc 

hat. Dem Antrag auf Wiedereinsetzung in die Frist zur 

Einreichung der Priorittsbe1ege ist nach Erg.nzung der 

Begrundung in der Beschwerdeinstanz stattzugeben. 

2.1 	Innerhaib der Zweimonatsfrjst nach Artikel 122 (2) EPU 

ist der Wiedereinsetzungsantrag geste11 und die für 

seine Wirksamkeit. erforderliche GebUhr gezahit warden. 

Die Zweimonatsfrist konnte nicht var dern Ende der 

verlangerten Frist zur Einreichung der Prioritãtsbelege 

am 3. Juni 1993 beginnen, so dag die am 7. und 

22. Juli 1993 vorgenommenen Handlungen rechtzeitig waren. 

3280.D 	 . . .1... 
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2.2 	Die Begrundung für den Wiedereinsetzungsantrag ist erst 

am 19. August 1993 eingegangen. Es bedarf keiner weiteren 

Aufk1rung, wann der Anmelder erkannte oder erkennen 

konnte, da1? er die Frist zur Einreichung der 

Prioritãtsbelege versumt hatte, was zum Wegfall des 

Hindernjsses im Sinne von Artikel 122 (2) Satz 1 EPU 

fUhrte (vgi. J 27/90, AB1. EPA 1993, 422, Punkt 2.4 der 

GrQnde) . Jedenfalls war er im Bescheid der Eingangsstelle 

vom 21. Juli 1993 darauf hingewiesen worden, dafs er die 

BegrUndung bis zum 10. September 1993 einreichen kOnne. 

Auf die Richtigkeit dieser Auskunft durfte er sich nach 

dem in der ständigen Rechtsprechung der Beschwerdekammern 

anerkannten Grundsatz des Vertrauenschutzes veriassen, so 

dag die Frist als gewahrt anzusehen ist. 

	

2.3 	Die demgemag fristgerecht eingereichte Begrundung 

enthielt den Kern der zur. Stützung des Wiederesezuns-

antrags vorgebrachten Tatsachen, nm1ich der verzOgerten 

Ausstellung der Prioritätsbelege durch das De'sche 

Patentamt und der Erkrankung des Beschwerdefuhrers bei 

Erhalt dieser Unterlagen vor Ablauf der Frist zur 

Einreichung. Der ursprünglich vorgetragene SachverhalE 

bedurfte zwar noch weiterer Er1uterungen und 

Ergnzungen. Diese halten sich .aber im Rabmen des 

fristgemaj,en Vorbringens und sind als Vervolls:andigun 

anzusehen, da sie das ursprungliche Wiedereinsetzungs-

begehren nicht auf eine neue Basis stellen. Eine soiche 

Ergänzung ist auch nach Ablauf der Frist zu1ss 4Lg. 

3. 	Der Beschwerdeführer hat auch in ausreichender Weise 

dargelegt, dag er trotz Beachtung aller nach den 

gegebenen Umstnden gebotenen Sorgfalt an der 

fristgemãE,en Einreichung der Prioritätsbelege verhindert 

worden ist. 
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3.1 	Hierbei hat die Kamnier berucksichtigt, dag der 

Beschwerdeführer ein nicht vertretener Einzelanrnelder 

1st, der weder mit den Erfordernissen des EPU irn 

einzelnen vertraut ist, noch Uber elne etablierte 

Büroorganisation verfugt, die besonders auf die 

Einhaltung von Verfahrensfrjsten ausgerichtet ist. In 

einern soichen Fall kOnnen nicht die gleichen Maistabe an 

die zu wahrende Sorgfalt vorausgesetzt werden wie bei 

einem zugelassenen Vertreter oder der Patentabteilung 

eines GroI,unternehmens Allerdings hat sich em 

Einzelanrnelder, der sich nicht der Hilfe eines 

berufsmigen Vertreters bedient, im Rahxnen seiner 

MOglichkeiten selbst darauf einzurichten, dag er die irn 

Lauf des Erteilungsverfahrens notwend.igen Handlungen 

ordnungs- und fristgernafl vornehrnen kann, urn 

Rechtsverluste zu verhindern. Er kann sich weder generell 

auf Rechtsunkenntnjs beruferi, noch zumutbare Vorkehrungen 

zur Fristwahrung unterlassen. 

	

3.2 	Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze halt es die 

Kamrner für ausreichend, dag der BeschwerdefUhrer zunächst 

seine Sekrecariri mit der Erledicung des Bescheids vom 

23. November 1992 betraut hat. In der Folge hat er sich 

wiederholt darum bemUht, die Priorite.tsbelege innerhalb 

der ibm von der Eingangsstelle gewahrten Frist-

verlangerungen beizubringen. Dies scheiterte hinsichtlich 

der hier mageb1ichen letzten Fristverlangerung irn 

wesentlichen an der vom Eeschwerdefuhrer nicht zu 

vertretenden und nicht zu erwartenden VerzOgerung der 

Ausstellung der Belege durch das Deutsche Patentamt, die 

mit seiner Erkrankung var Fristende zusammentraf. 

Wenngleich die hier vorgetragene Erkrankung es nicht 

rechtfertigen würde, dag für absehbar notwendige 

Handlungen für elnen langeren Zeitraum keine ausreichende 

Vorkehrungen getroffen werden, so erscheint es der Kammer 

doch verstandlich, daE, unter den hier konkret 

vorliegenden Uinstanden die am sechsten Arbeitstag nach 

3280.D 	 .. .1... 
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Eingang der Belege ablaufende Frist riicht mehr gewahrt 

wurde. Dabei geht die Karnrner davon aus, dais, der 

BeschwerdefUhrer, wie ursprUnglich im Fax vom 

19. August 1993 und im Beschwerdeverfahren vorgetragen, 

die Belege tatsächlich erst am 25. Mal 1993 erhalten hat. 

Der abweichend hiervon irn Fax yam 29. Oktober 1993 für 

den Ernpfang genannte Zeitpunkt vom 21. Mai 1993, von dern 

die Eingangsstelle in ihrer Entscheidung ausgegangen ist, 

erscheint werlig wahrscheinlich, da die Prioritatsbelege 

an diesem Tag erst vom zustandigen Beamten des Deutschen 

Patentamts unterzeichnet wurden. 

4. 	Die Frage der Ordnungsrnai,igkejt der Inanspruchnahme der 

Prioritäten ist nicht Gegenstand dieses Beschwerde-

verfahrens. Im Hinblick auf den unter I. - III. 

dargesteilten Sachverhalt wird sich die erste Instanz 

hiermit noch zu befassen haben (Artikel 91 (1) (d) EPU) 

Hierbei festgestellte formelle Mnge1 bei Inanspruchnahrne 

der Priorität der Anmeldung P 41 21 682.2 kOnnten ggf. 

ohne materielle Folgen bleiben, weil die am 29. Juni 1991 

eingereichten Anmeldungen, eine Patentanmeldung und eine 

Gebrauchsmusteranmeldung, soweit ersichtlich in 

Beschreibung, Anspruch und Zeichnungen inhaltsgleich 

sind. 
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Exit scheidungsformel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

Der BeschwerdefQhrer wird in die Frist zur Einreichung 

der Prioritatsbelege wieder eingesetzt. 

Der Geschë.ftsstellenbearnte: 	Der Vorsitzende: 

J. Rückerl 
	

R. L. J. SchuJ.te 
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